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§ 1 
Anwendungsbereich 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 

   
(1) 1Dieses Gesetz gilt für bauliche Anlagen und 
Bauprodukte. 2Es gilt auch für Grundstücke sowie für andere 
Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz oder in 
Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen 
gestellt werden. 

(1) 1Dieses Gesetz gilt für bauliche Anlagen und 
Bauprodukte. 2Es gilt auch für Grundstücke sowie für andere 
Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz oder in 
Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderungen 
gestellt werden. 

 

   
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für 
1. Anlagen des öffentlichen Verkehrs einschließlich 

Zubehör, Nebenanlagen und Nebenbetrieben, 
ausgenommen Gebäude, 

2. Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, 
ausgenommen Gebäude, 

3. Leitungen, die der öffentlichen Versorgung mit Wasser, 
Gas, Elektrizität, Wärme, der öffentlichen 
Abwasserentsorgung oder der Telekommunikation 
dienen, 

4. Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen 
dienen, 

5. Kräne und Krananlagen, 
6. Messestände in Messe- und Ausstellungsgebäuden, 
7. Regale und Regalanlagen in Gebäuden, soweit sie 
nicht Teil der Gebäudekonstruktion sind oder keine 
Erschließungsfunktion haben. 

(2) 1Dieses Gesetz gilt nicht für 
1. Anlagen des öffentlichen Verkehrs einschließlich 

Zubehör, Nebenanlagen und Nebenbetrieben, 
ausgenommen Gebäude, 

2. Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, 
ausgenommen Gebäude, 

3. Leitungen, die der öffentlichen Versorgung mit Wasser, 
Gas, Elektrizität, Wärme, der öffentlichen 
Abwasserentsorgung oder der Telekommunikation 
dienen, 

4. Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen 
dienen, 

5. Kräne und Krananlagen, 
6. Messestände in Messe- und Ausstellungsgebäuden, 
7. Regale und Regalanlagen in Gebäuden, soweit sie nicht 

Teil der Gebäudekonstruktion sind oder keine 
Erschließungsfunktion haben, 

8. Windenergieanlagen, soweit sie dem 
Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/42/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 
Mai 2006 über Maschinen und zur Änderung der 
Richtlinie 95/16/EG, Abl. L 157 S. 24, zuletzt 

Windenergieanlagen können teilweise dem 
Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/42/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 
über Maschinen und zur Änderung der Richtlinie 95/16/EG 
(Maschinenrichtlinie – MLR) bzw. deren nationaler 
Umsetzung durch die Neunte Verordnung zur Durchführung 
des Produktsicherheitsgesetzes (Maschinenverordnung – 9. 
ProdSV) und dem Bauordnungsrecht unterliegen. Soweit 
dies der Fall ist, können Anforderungen des Bauordnungs- 
oder sonstigen öffentlichen Rechts unzulässig sein. 
 
Da die Errichtung von Windenergieanlagen nur insoweit 
einem nationalen Genehmigungsverfahren nicht unterworfen 
werden darf, als es um die Vorabprüfung von Aspekten geht, 
die Gegenstand der CE Kennzeichnung und der 
Konformitätserklärung einschließlich Spezifikationen geht, 
sind Genehmigungsverfahren zulässig, die sich auf nicht von 
der Maschinenrichtlinie abgedeckte Risiken beziehen, also 
insbesondere solche, die naturschutzrechtliche und 
planungsrechtliche Aspekte erfassen.  
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geändert durch Verordnung (EU) Nr. 1243/2019 vom 
20.06.2019, ABl. L 198, S. 241, berichtigt durch ABl. 
L 076, S. 35 – Maschinenrichtlinie unterliegen. 

2*Abweichend von Satz 1 Nr. 8 sind auf die dort 
genannten Windenergieanlagen die § 2 Abs. 4 Nr. 2, §§ 6, 
57 bis 64, 67 bis 75, 77, 79, 82 und 84 entsprechend 
anzuwenden. 

Damit kann im Verfahren nach § 64 MBO zumindest das 
Bauplanungsrecht und das sog. aufgedrängte Recht geprüft 
werden, die regelmäßig keine Änderung der nach der 
Maschinenrichtlinie in Verkehr gebrachten Teile verlangen. 
Aus dem Bauordnungsrecht kann z. B. die Einhaltung der 
Abstandsflächen oder die Erreichbarkeit durch die 
Feuerwehr geprüft werden.  
 
Da der Nachweis über die Erfüllung der grundlegenden 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen einer 
Maschine bereits über die Konformitätsvermutung von 
Konformitätserklärung und CE-Kennzeichnung nach Art. 7 
Abs. 1 der MRL geführt ist, ist ohne weitere Prüfung davon 
auszugehen, dass die Anforderungen der 
Maschinenrichtlinie – einschließlich der Standsicherheit – 
erfüllt sind. Ein zusätzlicher bautechnischer oder 
bauproduktrechtlicher Nachweis kann nicht verlangt werden, 
soweit Konformitätserklärung und CE-Kennzeichnung 
reichen. 
 
Fragen der Standsicherheit und der Verwendung von 
Bauprodukten können für die Teile der Anlage überprüft 
werden, die nicht nach der Maschinenrichtlinie in Verkehr 
gebracht wurden. Dazu gehört insbesondere auch die 
Prüfung, ob die nach Bauordnungsrecht zu behandelnden 
Teile die vom Hersteller des Maschinenteils in der 
Konformitätserklärung zu benennenden Spezifikationen für 
die tragende Konstruktion erfüllen.  
 
Hinsichtlich des Inverkehrbringens und der daraus 
abgeleiteten Zuständigkeiten sind daher folgende 
Kombinationen denkbar: 
 

Nach MRL in 
Verkehr 
gebracht 

Zuständigkeit 
der 

Bauaufsichtlich 
zu behandeln 
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Marktaufsicht 
für die MRL 

Gondel Gondel Fundament und 
Turm 

Gondel und 
Turm 

Gondel und 
Turm 

Fundament 

Gondel, Turm 
und Fundament 

Gondel, Turm 
und Fundament 

./. 

 
Im bauaufsichtlichen Verfahren können keine Anforderungen 
gestellt werden, die eine Änderung der nach der 
Maschinenrichtlinie in Verkehr gebrachten Teile erfordern 
würden. So könnte z. B. nicht verlangt werden, dass eine 
Windenergieanlage mit Einrichtungen zur selbständigen 
Löschung von Bränden ausgestattet werden muss. 
 
 
Zulässig wären dagegen Anforderungen, die Auswirkungen 
auf die Auswahl möglicher Windenergieanlagen haben. So 
ist die Forderung denkbar, dass einer Ausbreitung eines 
Brandes auf Flächen außerhalb der Anlage vorgebeugt 
werden muss. Wie der Hersteller das sicherstellt, ist ihm 
überlassen (bzw. dem Bauherrn bei der Auswahl des 
Anlagentyps oder ggf. ergänzender Maßnahmen). 
 
Durch Satz 1 Nr. 8 werden Windenergieanlagen aus dem 
Anwendungsbereich der MBO ausgenommen, soweit sie 
dem Anwendungsbereich der Maschinenrichtlinie 
unterliegen. Damit kommt es für die Anwendbarkeit der MBO 
darauf an, welche Teile der Gesamtanlage – bestehend aus 
Gondel, Turm und Fundament – nach der 
Maschinenrichtlinie in Verkehr gebracht werden (siehe 
vorstehende Tabelle). 
 
Unterfallen Windenergieanlagen der Ausschlussregelung, 
können gleichwohl Regelungen der MBO für anwendbar 
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erklärt werden, die nicht im Widerspruch zur Behandlung 
nach der Maschinenrichtlinie stehen.  
 
Das Abstandflächenrecht wird für anwendbar erklärt, da von 
Windenergieanlagen Auswirklungen wie von Gebäuden 
ausgehen können und dies nicht davon abhängig ist, auf 
welcher Grundlage die Anlage in den Verkehr gebracht wird.  
 
Die Regelung ist zulässig, da nach Artikel 15 der 
Maschinenrichtlinie den Mitgliedstaaten freigestellt ist,  
Installation und Verwendung in Übereinstimmung mit den 
einschlägigen Bestimmungen des EU-Rechts zu regeln, 
vorausgesetzt, diese Regelungen führen nicht dazu, dass 
der freie Verkehr von Maschinen, die die Bestimmungen der 
Maschinenrichtlinie erfüllen, behindert wird. § 139 des 
Leitfadens „für die Anwendung der Maschinenrichtlinie 
2006/42/EG“ der Europäischen Kommission nennt als 
Beispiel Vorschriften über die „Installation von Masch inen in 
bestimmten Gebieten, beispielsweise Installation von Kränen 
in Stadtgebieten oder Installation von Windkraftanlagen in 
ländlichen Gebieten“. 
 
Daher sind auch bauplanungsrechtliche Regelungen zu 
Standorten für Windenergieanlagen zulässig und können in 
einem Genehmigungsverfahren geprüft werden.  
 
Da Genehmigungsverfahren angeordnet werden können, 
werden die Vorschriften für entsprechend anwendbar 
erklärt, die zur Überprüfung von nicht durch die 
Maschinenrichtlinie abgedeckten oder gesperrten 
Anforderungen erforderlich sind. Dazu gehört auch § 2 Abs. 
4, aus dem sich ergibt, ob es sich bei der 
Windenergieanlage um einen Sonderbau handelt, für den 
das reguläre Baugenehmigungsverfahren Anwendung 
findet. 
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§ 6 
Abstandsflächen, Abstände 

§ 6 
Abstandsflächen, Abstände 

 

   

(1) 1Vor den Außenwänden von Gebäuden sind 
Abstandsflächen von oberirdischen Gebäuden freizuhalten. 
2Satz 1 gilt entsprechend für andere Anlagen, von denen 
Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, gegenüber 
Gebäuden und Grundstücksgrenzen. 3Eine Abstandsfläche 
ist nicht erforderlich vor Außenwänden, 
1. die an Grundstücksgrenzen errichtet werden, wenn nach 

planungsrechtlichen Vorschriften an die Grenze gebaut 
werden muss oder gebaut werden darf, oder  

2. soweit nach der umgebenden Bebauung im Sinne des 
§ 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB abweichende 
Gebäudeabstände zulässig sind. 

(1) 1Vor den Außenwänden von Gebäuden sind 
Abstandsflächen von oberirdischen Gebäuden freizuhalten. 
2Satz 1 gilt entsprechend für andere Anlagen, von denen 
Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, gegenüber 
Gebäuden und Grundstücksgrenzen. 3Satz 2 gilt nicht für 
Antennen im Außenbereich einschließlich der Masten mit 
einer maximalen Breite des Mastes von 1,50 m und einer 
Gesamthöhe von nicht mehr als 50 m gegenüber anderen 
Grundstücken im Außenbereich. 4Eine Abstandsfläche ist 
nicht erforderlich vor Außenwänden, 
1. die an Grundstücksgrenzen errichtet werden, wenn nach 

planungsrechtlichen Vorschriften an die Grenze gebaut 
werden muss oder gebaut werden darf, oder  

2. soweit nach der umgebenden Bebauung im Sinne des 
§ 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB abweichende 
Gebäudeabstände zulässig sind. 

 

Von Antennen einschließlich ihrer Masten gehen regelmäßig 
allenfalls geringe gebäudegleiche Wirkungen aus. Sie sind 
darüber hinaus im Außenbereich privilegiert nach § 35 Abs. 
1 Nr. 4 BauGB mit der Folge, dass von Ihnen ausgehende 
Wirkungen grundsätzlich hinzunehmen sind. Die 
Gesamthöhe von 50 m wurde gewählt, da ab dieser Höhe 
regelmäßig breitere Masten erforderlich werden und häufig 
eine größere Zahl von Antennen angebracht wird, die die 
Breite der Anlage vergrößern. Sind im Einzelfall nicht 
hinnehmbare Beeinträchtigungen der Umgebung zu 
erwarten, reicht das bauplanungsrechtliche 
Rücksichtnahmegebot als Korrektiv. 

   
   

§ 30 
Brandwände 

§ 30 
Brandwände 

 

   
(5) 1Brandwände sind 0,30 m über die Bedachung zu 
führen oder in Höhe der Dachhaut mit einer beiderseits 
0,50 m auskragenden feuerbeständigen Platte aus 
nichtbrennbaren Baustoffen abzuschließen; darüber dürfen 
brennbare Teile des Daches nicht hinweggeführt werden. 
2Bei Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3 sind 
Brandwände mindestens bis unter die Dachhaut zu führen. 
3Verbleibende Hohlräume sind vollständig mit 
nichtbrennbaren Baustoffen auszufüllen. 

(5) 1Brandwände sind 0,30 m über die Bedachung 
zu führen oder in Höhe der Dachhaut mit einer beiderseits 
0,50 m auskragenden feuerbeständigen Platte aus 
nichtbrennbaren Baustoffen abzuschließen; darüber dürfen 
brennbare Teile des Daches nicht hinweggeführt werden. 
2Bei Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3 sind 
Brandwände mindestens bis unter die Dachhaut zu führen. 
3Satz 2 gilt auch für seit …*) zulässigerweise bestehende 
Gebäude, die durch nachträglichen Dachausbau zur 

Absatz 5 regelt die Ausbildung der Brandwand im Bereich 
der Bedachung. Brandwände müssen grundsätzlich die 
Bedachung überragen. Bei Gebäuden der Gebäudeklassen 
1 bis 3 reicht es aus, wenn die Brandwand bis unter die 
Dachhaut geführt wird. Nach Satz 3 soll das auch gelten, 
wenn durch den nachträglichen Dachausbau zu 
Wohnzwecken aus einem Gebäude der Gebäudeklassen 1 
bis 3 ein Gebäude der Gebäudeklasse 4 wird. Dadurch 
werden aufwendige Änderungen der Brandwand entbehrlich, 



Projektgruppe Bauordnungsrecht MBO-Fortschreibung 

 

6 

MBO Stand 23.09.2022 MBO Stand 14.03.2023 Begründung 

   
Schaffung von Wohnraum zu einem Gebäude der 
Gebäudeklasse 4 werden, entsprechend. 4Verbleibende 
Hohlräume sind vollständig mit nichtbrennbaren Baustoffen 
auszufüllen. 

 
_________________ 
*) nach Landesrecht  

was aufgrund des geringeren Risikos bei Wohngebäuden im 
Vergleich zu anderen Nutzungen vertretbar ist. Begünstigt 
wird sowohl die Schaffung einzelner Räume als auch von 
abgeschlossenen Wohnungen. Voraussetzung ist, dass das 
Gebäude seit … zulässigerweise errichtet werden durfte, da 
bei danach errichteten Gebäuden von der Bauherrschaft 
verlangt werden kann, eventuelle Ausbaumöglichkeiten in 
die Überlegungen einzubeziehen. Ein Gebäude darf 
zulässigerweise errichtet werden, wenn entweder nach § 62 
Abs. 3 mit dem Bau begonnen werden darf oder eine 
Baugenehmigung erteilt wurde. 

   
   

35 
Notwendige Treppenräume, Ausgänge 

§ 35 
Notwendige Treppenräume, Ausgänge 

 

   
(8) 1Notwendige Treppenräume müssen belüftet und zur 
Unterstützung wirksamer Löscharbeiten entraucht werden 
können. 2Sie müssen 
1.  in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie 

führende Fenster mit einem freien Querschnitt von 
mindestens 0,50 m² haben, die geöffnet werden können, 
oder 

2.  an der obersten Stelle eine Öffnung zur Rauchableitung 
haben. 

3In den Fällen des Satzes 2 Nr. 1 ist in Gebäuden der 
Gebäudeklasse 5 an der obersten Stelle eine Öffnung zur 
Rauchableitung erforderlich; in den Fällen des Satzes 2 Nr. 2 
sind in Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5, soweit dies 
zur Erfüllung der Anforderungen nach Satz 1 erforderlich ist, 
besondere Vorkehrungen zu treffen. 4Öffnungen zur 
Rauchableitung nach Satz 2 und 3 müssen in jedem 
Treppenraum einen freien Querschnitt von mindestens 1 m² 
und Vorrichtungen zum Öffnen ihrer Abschlüsse haben, die 
vom Erdgeschoss sowie vom obersten Treppenabsatz aus 
bedient werden können. 

(8) 1Notwendige Treppenräume müssen belüftet und zur 
Unterstützung wirksamer Löscharbeiten entraucht werden 
können. 2Sie müssen 
1.  in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie 

führende Fenster mit einem freien Querschnitt von 
mindestens 0,50 m² haben, die geöffnet werden können, 
oder 

2.  an der obersten Stelle eine Öffnung zur Rauchableitung 
haben. 

3In den Fällen des Satzes 2 Nr. 1 ist in Gebäuden der 
Gebäudeklasse 5 an der obersten Stelle eine Öffnung zur 
Rauchableitung erforderlich; in den Fällen des Satzes 2 Nr. 2 
sind in Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5, soweit dies 
zur Erfüllung der Anforderungen nach Satz 1 erforderlich ist, 
besondere Vorkehrungen zu treffen. 4Öffnungen zur 
Rauchableitung nach Satz 2 und 3 müssen in jedem 
Treppenraum einen freien Querschnitt von mindestens 1 m² 
und Vorrichtungen zum Öffnen ihrer Abschlüsse haben, die 
vom Erdgeschoss sowie vom obersten Treppenabsatz aus 
bedient werden können. 5Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für 

Die Ergänzung um Satz 5 dient der Klarstellung für die Fälle, 
in denen in notwendige Treppenräume 
Druckbelüftungsanlagen eingebaut werden.  
 
Die Regelungen des § 35 Abs. 8, wonach in jedem Geschoss 
Fenster oder an der obersten Stelle des Treppenraumes eine 
Öffnung zur Rauchableitung vorzusehen ist, für 
Sicherheitstreppenräume nach § 33 Abs. 2 nicht 
sachgerecht ist, weil in diese Treppenräume Feuer und 
Rauch nicht eindringen dürfen. Weil in solchen 
Treppenräumen zur Verhinderung des Eindringens von 
Feuer und Rauch Druckbelüftungsanlagen vorgesehen 
werden müssen (eine andere anlagentechnische oder 
bauliche Lösung zu Verhinderung des Eintritts von Feuer und 
Rauch ist nicht bekannt), ist eine (zusätzliche) Öffnung i. S. 
von § 35 Abs. 8 sogar kontraproduktiv. Eine solche 
zusätzliche Öffnung könnte die bestimmungsgemäße 
Funktion der Druckbelüftungsanlage, die ihrerseits bereits 
funktionsbedingt über eine entsprechend bemessene 
Abströmmöglichkeit (bspw. im Brandgeschoss) verfügen 
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Treppenräume mit Druckbelüftungsanlagen. muss, behindern. 

 
In solchen Fällen wären Abweichungsentscheidungen 
erforderlich. Dies wird durch die Aufnahme einer Regelung 
gemäß Satz 5 vermieden. 

   
   

§ 42 
Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur 
Wärmeerzeugung, Brennstoffversorgung 

§ 42 
Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur 

Wärmeerzeugung und Energiebereitstellung 

Mit dem Begriff "Energiebereitstellung" wird über die 
Erzeugung von Wärme hinaus auch die Gewinnung von 
Brennstoffen wie Wasserstoff sowie die generelle 
Versorgung und Lagerung von Brennstoffen erfasst. 

   

(1) (3) 1Abgase von Feuerstätten sind durch Abgasleitungen, 
Schornsteine und Verbindungsstücke (Abgasanlagen) so 
abzuführen, dass keine Gefahren oder unzumutbaren 
Belästigungen entstehen. 2Abgasanlagen sind in solcher Zahl 
und Lage und so herzustellen, dass die Feuerstätten des 
Gebäudes ordnungsgemäß angeschlossen werden können. 
3Sie müssen leicht gereinigt werden können. 

(3) 1Abgase von Feuerstätten sind durch Abgasleitungen, 
Schornsteine und Verbindungsstücke (Abgasanlagen) so 
abzuführen, dass keine Gefahren oder unzumutbaren 
Belästigungen entstehen. 2Abgasanlagen sind in solcher Zahl 
und Lage und so herzustellen, dass die Feuerstätten des 
Gebäudes ordnungsgemäß angeschlossen werden können. 
3Sie müssen leicht gereinigt werden können. 4Die Sätze 1 
bis 3 gelten nicht für Feuerungsanlagen, die nach dem 
Stand der Technik ohne eine Einrichtung zur Ableitung 
der Abgase betrieben werden können. 

Gas-Absorptions-Wärmepumpen zeichnen sich dadurch 
aus, dass es sich um gasbetriebene Wärmepumpen ohne 
(elektrische) Verdichtung handelt, bei denen das Abgas 
derart verdünnt wird, dass die Wärmepumpen hinsichtlich 
des Umfangs der Belästigungen vergleichbar mit 
Elektrowärmepumpen sind. Abgasanlagen sind daher 
entbehrlich. Eine dem neuen Satz 4 vergleichbare 
Freistellung enthält § 1 Abs. 2 Nr. 1 der 1. BImSchV. 

(5) Für die Aufstellung von ortsfesten 
Verbrennungsmotoren, Blockheizkraftwerken, 
Brennstoffzellen und Verdichtern sowie die Ableitung ihrer 
Verbrennungsgase gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(5) Für ortsfeste Verbrennungsmotoren, 
Blockheizkraftwerke, Brennstoffzellen, Verdichter und 
Wasserstoff-Elektrolyseure sowie die Ableitung ihrer 
Prozessgase gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

Die bestehenden Anforderungen werden auf Elektrolyseure 
ausgeweitet. Die Anforderungen nach Abs. 1 bis 3 gelten 
nicht ausschließlich für das Aufstellen der Anlagen. Auch die 
Anlagen selbst müssen betriebssicher und brandsicher sein. 
Dabei ist unbeachtlich, ob diese Anlagen der Beheizung von 
Räumen oder der Warmwasserversorgung dienen und somit 
in den Anwendungsbereich der Feuerungsverordnung fallen. 
Der bisherige Begriff der Verbrennungsgase wird auf 
Prozessgase erweitert um bspw. auch die in Reformern 
anfallenden Gase zu erfassen.   
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§ 48 

Wohnungen 
§ 48 

Wohnungen 
 

   

(1) 1Jede Wohnung muss eine Küche oder Kochnische 
haben. 2Fensterlose Küchen oder Kochnischen sind zulässig, 
wenn eine wirksame Lüftung gewährleistet ist. 

(1) 1Jede Wohnung muss eine Küche oder Kochnische 
haben. 2Fensterlose Küchen oder Kochnischen sind zulässig, 
wenn eine wirksame Lüftung gewährleistet ist. 

 

   
(2) In Wohngebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind 
leicht erreichbare und barrierefrei zugängliche Abstellräume 
für Kinderwagen, Mobilitätshilfsmittel und Fahrräder sowie 
für jede Wohnung ein ausreichend großer Abstellraum 
herzustellen. 

(2) In Wohngebäuden der Gebäudeklassen 3 bis 5 sind 
leicht erreichbare und barrierefrei zugängliche Abstellräume 
für Kinderwagen, Mobilitätshilfsmittel und Fahrräder sowie 
für jede Wohnung ein ausreichend großer Abstellraum 
herzustellen. 

 

   
(3) Jede Wohnung muss ein Bad mit Badewanne oder 
Dusche und eine Toilette haben. 

(3) Jede Wohnung muss ein Bad mit Badewanne oder  
Dusche und eine Toilette haben. 

 

   

(4) 1In Wohnungen müssen Schlafräume und 
Kinderzimmer sowie Flure, die zu Aufenthaltsräumen führen, 
jeweils mindestens einen Rauchwarnmelder haben. 2Die 
Rauchwarnmelder müssen so eingebaut oder angebracht und 
betrieben werden, dass Brandrauch frühzeitig erkannt und 
gemeldet wird. 

(4) 1In Wohnungen müssen Schlafräume und Kinderzimmer 
sowie Flure, die zu Aufenthaltsräumen führen, jeweils 
mindestens einen Rauchwarnmelder haben. 2Die 
Rauchwarnmelder müssen so eingebaut oder angebracht und 
betrieben werden, dass Brandrauch frühzeitig erkannt und 
gemeldet wird. 

 

   
 (5) Sollen Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsräumen in 

rechtmäßig bestehenden Gebäuden in Wohnraum 
umgewandelt werden, sind auf bestehende Bauteile die 
§§ 27, 28, 30, 31 und 32 nicht anzuwenden. 
 

Rechtmäßig bestehende Gebäude mit Nutzungseinheiten 
mit Aufenthaltsräumen erfüllen die zum Zeitpunkt ihrer 
Errichtung oder zu einem späteren Zeitpunkt geltenden 
Anforderungen an Abstandsflächen (§ 6), Tragende 
Wände, Stützen (§ 27), Außenwände (§ 28), Brandwände 
(30), Decken (§ 31) und Dächer (32). Diese Anforderungen 
sind unabhängig davon, ob die Aufenthaltsräume zum 
Wohnen oder anders genutzt werden. Durch eine 
Wohnnutzung erhöht sich daher insoweit nicht das 
Gefahrenpotential. 
 

Daher sollen bei einer Umnutzung von bisher anders 
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genutzten Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsräumen in 
Wohnraum die vorgenannten Anforderungen nicht gelten. 
Insoweit gilt der Bestandsschutz. 
 
Die Regelung bezieht sich ausdrücklich nur auf bestehende 
Bauteile; an neu eingebaute Bauteile werden die aktuellen 
bauordnungsrechtlichen Anforderungen gestellt.  

   
   

§ 49 
Stellplätze, Garagen und Abstellplätze für Fahrräder 

§ 49 
Stellplätze, Garagen und Abstellplätze für Fahrräder 

 

   

(1) Die notwendigen Stellplätze und Garagen sowie 
Abstellplätze, Räume und Gebäude für Abstellplätze für 
Fahrräder (§ 86 Abs. 1 Nr. 4) sind auf dem Baugrundstück 
oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten 
Grundstück herzustellen, dessen Benutzung für  diesen Zweck 
öffentlich-rechtlich gesichert wird. 

(1) Die notwendigen Stellplätze und Garagen sowie 
Abstellplätze, Räume und Gebäude für Abstellplätze für 
Fahrräder (§ 86 Abs. 1 Nr. 4) sind auf dem Baugrundstück 
oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten 
Grundstück herzustellen, dessen Benutzung für diesen Zweck 
öffentlich-rechtlich gesichert wird. 2Die Verpflichtung nach 
Satz 1 entfällt, wenn bei einem Gebäude, dessen 
Errichtung vor dem …*) bauaufsichtlich zulässig 
geworden ist, eine Wohnung geteilt oder Wohnraum 
durch Umnutzung, durch Aufstocken des Gebäudes oder 
durch Ausbau des Dachraums geschaffen wird. 

 
*) Nach Landesrecht  

Die Stellplatzpflicht soll entfallen, wenn bei einem 
Gebäude, dessen Errichtung vor dem …bauaufsichtlich 
zulässig geworden ist, eine Wohnung geteilt oder 
Wohnraum durch Aufstocken des Gebäudes oder durch 
Ausbau des Dachraums geschaffen wird. Dadurch soll die 
nachträgliche Herstellung von Wohnraum erleichtert 
werden. Die Regelung entspricht der Erleichterung in § 39 
Abs. 4 (Aufzugspflicht) und § 50 Abs. 1 (Herstellung der 
Barrierefreiheit). 

   

   
§ 61 

Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen 
§ 61 

Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen 
 

   

(1) Verfahrensfrei sind (1) Verfahrensfrei sind  

   
3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien 3. .folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien  

a) Solaranlagen in, an und auf Dach- und a) Solaranlagen in, an und auf Dach- und  
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Außenwandflächen ausgenommen bei Hochhäusern 
sowie die damit verbundene Änderung der Nutzung 
oder der äußeren Gestalt des Gebäudes, 

Außenwandflächen ausgenommen bei Hochhäusern 
sowie die damit verbundene Änderung der Nutzung oder 
der äußeren Gestalt des Gebäudes, 

b) gebäudeunabhängige Solaranlagen mit einer Höhe 
bis zu 3 m und einer Gesamtlänge bis zu 9 m, 

b) gebäudeunabhängige Solaranlagen mit einer Höhe 
bis zu 3 m und einer Gesamtlänge bis zu 9 m, 

 

c) Windenergieanlagen bis zu 10 m Höhe gemessen von 
der Geländeoberfläche bis zum höchsten Punkt der 
vom Rotor bestrichenen Fläche und einem 
Rotordurchmesser bis zu drei Metern außer in reinen 
Wohngebieten; 

c)Windenergieanlagen bis zu 10 m Höhe gemessen von 
der Geländeoberfläche bis zum höchsten Punkt der 
vom Rotor bestrichenen Fläche und einem 
Rotordurchmesser bis zu drei Metern außer in reinen 
Wohngebieten, 

 

 d) Anlagen zur Wasserstofferzeugung, sofern der 
darin erzeugte Wasserstoff dem Eigenverbrauch 
in den baulichen Anlagen dient, für die sie 
errichtet werden, 

Von der Genehmigungspflicht freigestellt werden soll die 
Wasserstofferzeugung in Fällen, in denen der erzeugte 
Wasserstoff in den versorgten Gebäuden genutzt wird. 
Nicht freigestellt werden soll die Wasserstoffproduktion zum 
Zwecke des Verkaufs oder der stofflichen Verwendung. Von 
der Freistellung umfasst sind dabei auch Anlagen der 
Quartiersversorgung. 
 
Ergänzend zu der ausschließlichen Freistellung der 
Wasserstofferzeugung nach Buchstabe d) (neu) – also der 
Elektrolyseure – werden zur Nutzung des Wasserstoffs. 
Brennstoffzellen und Wasserstoffspeicher benötigt, wofür 
es abhängig von der Größe bereits Freistellungen (für 
Brennstoffzellen als Teil der TGA gem. Nr. 2 und für 
Speicher als ortsfeste Behälter bis 6 m³ gem. Nr. 6 gibt.  
 
Zugehörige Behälter sind in dem in Nummer 6 Buchst. a 
genannten Umfang ebenfalls verfahrensfrei. 
 

 e) Anlagen zur Erzeugung und Nutzung von 
Wasserstoff sowie die zugehörigen Gasspeicher, 
bei denen die Prozessschritte Erzeugung und 
Nutzung in einem werksmäßig hergestellten Gerät 
kombiniert sind und die Speichermenge 20 kg 
nicht überschreitet; 

Integrierte Wasserstoffanlagen (bspw.: Solar-Wasserstoff-
Systeme oder Brennstoffzellenheizgeräte mit Reformer) 
sollen einschließlich ihrer Speicher von der 
Genehmigungspflicht freigestellt werden. Die zulässige 
Speichermenge ist dabei auf einen haushaltsüblichen 
Maßstab begrenzt. 
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Anmerkung zur Speichermenge: Das Speichervolumen 
eines H2-Gas-Flaschenbündels (300 bar/50 l) aus 16 
Flaschen: Füllmenge: 201 m3n, Füllgewicht: ca. 16 kg 
Wasserstoff 

5. folgende Masten, Antennen und ähnliche Anlagen: 5. folgende Masten, Antennen und ähnliche Anlagen:  

a) unbeschadet der Nummer 4 Buchst. b Antennen 
einschließlich der Masten mit einer Höhe bis zu 10 m, 
auf Gebäuden gemessen ab dem Schnittpunkt der 
Anlage mit der Dachhaut, im Außenbereich frei 
stehend mit einer Höhe bis zu 15 m und zugehöriger 
Versorgungseinheiten mit einem Brutto-Rauminhalt 
bis zu 10 m3 sowie, soweit sie in, auf oder an einer 
bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die 
damit verbundene Änderung der Nutzung oder der 
äußeren Gestalt der Anlage 

a) unbeschadet der Nummer 4 Buchst. b Antennen 
einschließlich der Masten mit einer Höhe bis zu 15 m, 
auf Gebäuden gemessen ab dem Schnittpunkt der 
Anlage mit der Dachhaut, im Außenbereich frei 
stehend mit einer Höhe bis zu 20 m und zugehöriger 
Versorgungseinheiten mit einem Brutto-Rauminhalt 
bis zu 10 m3 sowie, soweit sie in, auf oder an einer 
bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die 
damit verbundene Änderung der Nutzung oder der 
äußeren Gestalt der Anlage; bei Masten mit mehr 
als 10 m Höhe muss vor Baubeginn die 
Standsicherheit der Maßnahme durch einen 
qualifizierten Tragwerksplaner im Sinne des § 66 
Abs. 2 beurteilt und im erforderlichen Umfang 
nachgewiesen werden, 

 

Die Höhe der verfahrensfreien Anlagen wird aus technischen 
Gründen bei der Errichtung auf Gebäuden auf 15 m und bei 
der Errichtung im bauplanungsrechtlichen Außenbereich auf 
20 m angehoben. Dadurch wird gewährleistet, dass die 
immissionsschutzrechtlich erforderlichen Abstände 
verfahrensfrei eingehalten werden können. Die Regelung ist 
auch unter dem Blickwinkel der gemeindlichen 
Planungshoheit vertretbar, da den Masten für sich 
genommen kein nennenswertes städtebauliches Gewicht 
zukommt und die Verfahrensfreiheit bei Widerspruch des 
Bauvorhabens zu städtebaulichen Satzungen nicht von der 
Erforderlichkeit einer isolierten Ausnahme oder Befreiung 
(namentlich hinsichtlich der Nutzung) befreit. Der Verweis 
auf Nummer 4 Buchst. b stellt klar, dass die 
Verfahrensfreiheit auch eingreift, wenn es sich um Anlagen 
handelt, die der Telekommunikation dienen. Da bei einer 
Masthöhe von mehr als 10 m Standsicherheitsprobleme 
denkbar sind, soll vor Baubeginn vom Bauherrn ein 
qualifizierter Tragwerksplaner im Sinne des § 66 Abs. 2 
eingeschaltet werden. Die Beurteilung der Standsicherheit 
und ein gegebenenfalls erforderlicher rechnerischer 
Nachweis erfolgt nur gegenüber dem Bauherrn. Eine 
Beteiligung der Bauaufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 

 f) ortsveränderliche Antennenanlagen, die für 
längstens 24 Monate aufgestellt werden; bei 
Masten mit mehr als 10 m Höhe muss vor Baubeginn 
die Standsicherheit der Maßnahme durch einen 
qualifizierten Tragwerksplaner im Sinne des § 66 Abs. 
2 beurteilt und im erforderlichen Umfang 

Ortsveränderliche Antennenanlagen, die für längstens 24 
Monate aufgestellt werden, werden neu aufgenommen. 
Dadurch soll der aus verschiedenen Gründen wichtige 
Mobilfunkausbau erleichtert werden. Die verfahrensfrei 
mögliche Aufstelldauer von 24 Monaten ist ausreichend, um 
entweder einen Standort für eine dauerhaft zu errichtende 
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nachgewiesen werden, 

 
Anlage zu finden oder eine Baugenehmigung für eine 
längere Aufstellzeit zu erreichen. Da bei einer Masthöhe von 
mehr als 10 m Standsicherheitsprobleme denkbar sind, soll 
vor Baubeginn vom Bauherrn ein qualifizierter 
Tragwerksplaner im Sinne des § 66 Abs. 2 eingeschaltet 
werden. Die Beurteilung der Standsicherheit und ein 
gegebenenfalls erforderlicher rechnerischer Nachweis 
erfolgt nur gegenüber dem Bauherrn. Eine Beteiligung der 
Bauaufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 

   

   
§ 62 

Genehmigungsfreistellung 
§ 62 

Genehmigungsfreistellung 
 

   

(1) 1Keiner Genehmigung bedarf unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 2 die Errichtung, Änderung 
und Nutzungsänderung baulicher Anlagen, die keine 
Sonderbauten sind. 2Satz 1 gilt nicht für die Errichtung, 
Änderung oder Nutzungsänderung 

(1) 1Keiner Genehmigung bedarf 
1. unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 die 

Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung baulicher 
Anlagen, 

2. unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 3 
und 4 im Anwendungsbereich des § 34 BauGB die 
Änderung und Nutzungsänderung von 
Dachgeschossen zu Wohnzwecken einschließlich 
der Errichtung von Dachgauben bei Gebäuden und 

3. die Modernisierung und der Ersatz von Anlagen zur 
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energie 
(Repowering). 

2Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt nicht, wenn die baulichen Anlagen 
Sonderbauten sind oder werden sowie für die Errichtung, 
Änderung oder Nutzungsänderung 
 

Zu Satz 1 Nr. 2: 
Bisher ist der Ausbau von Dachgeschossen zu 
Wohnzwecken nur im Bereich qualifizierter  
Bebauungspläne dem 
Genehmigungsfreistellungsverfahren zugewiesen, wenn er 
den Festsetzungen des für den Bereich maßgeblichen 
Bebauungsplans entspricht. Außerhalb von 
Bebauungsplangebieten ist dagegen ein vereinfachtes 
Baugenehmigungsverfahren nach § 63 oder – soweit durch 
den Dachgeschossausbau das Gebäude zu einem 
Sonderbau wird – das reguläre 
Baugenehmigungsverfahren nach § 64 erforderlich. 
 
In Bereichen nach § 34 BauGB hat der 
Dachgeschossausbau regelmäßig keine Auswirkungen auf 
das Tatbestandsmerkmal „Einfügen“ hinsichtlich des 
Maßes baulicher Nutzung, da sich die Kubatur des 
Gebäudes nicht wesentlich verändert. Damit ist das Risiko, 
dass ohne Prüfung der bauplanungsrechtlichen 
Zulässigkeit des Dachgeschossausbaus städtebauliche 
Missstände verursacht oder verschärft werden, gering. 
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Daher soll auch der Dachgeschossausbau im unbeplanten 
Innenbereich durch Satz 1 Nr. 2 genehmigungsfrei gestellt 
werden. 
 
Soweit die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit aus Sicht 
der Gemeinde zweifelhaft ist, kann sie nach Absatz 2 Nr. 4 
ohne weitere Begründung in das vereinfachte 
Genehmigungsverfahren überleiten. In der relativen 
Vielzahl der unproblematischen Fälle könnte der Bauherr 
nach Absatz 3 dagegen einen Monat nach Einreichen 
vollständiger Unterlagen bei der Gemeinde mit der 
Ausführung seines Vorhabens beginnen. 

 
Den Belangen des Brandschutzes und der Standsicherheit 
wird dadurch entsprochen, dass auch im 
Genehmigungsfreistellungsverfahren bautechnische 
Nachweise zu erstellen und ggf. zu prüfen sind. 
 
Die Genehmigungsfreistellung gilt nicht, wenn das 
Gebäude durch den Dachgeschossausbau zu einem 
Sonderbau wird. In diesem Fall ist das 
Genehmigungsverfahren nach § 64 durchzuführen. 
 
Zu Satz 1 Nr. 3: 
 
Die Änderung dient der Umsetzung des Artikels 16 Abs. 6 
der Richtlinie (EU) 2018/2001, wonach das Repowering 
bestehender Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energien durch ein vereinfachtes, zügiges Verfahren 
erleichtert werden soll. 
 
Durch die Änderung wird die Genehmigungsfreistellung 
auch für das Repowering von Anlagen ermöglicht, die 
Sonderbauten sind, soweit die sonstigen Voraussetzungen 
des Absatzes 2 erfüllt sind. Das betrifft vorrangig 
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Windenergieanlagen mit einer Höhe von mehr als 30 m. 

 
1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn dadurch dem 

Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Größe 
von insgesamt mehr als 5 000 m2 Brutto-Grundfläche 
geschaffen werden, und 

1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn dadurch dem 
Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Größe 
von insgesamt mehr als 5 000 m2 Brutto-Grundfläche 
geschaffen werden, und 

 

2. baulicher Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, wenn 
dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 
zusätzliche Besucher ermöglicht wird,  

2. baulicher Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, wenn 
dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 
zusätzliche Besucher ermöglicht wird,  

 

die innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands eines 
Betriebsbereichs im Sinne des § 3 Abs. 5a des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274) in der jeweils geltenden 
Fassung liegen; ist der angemessene Sicherheitsabstand 
nicht bekannt, ist maßgeblich, ob sich das Vorhaben innerhalb 
des Achtungsabstands des Betriebsbereichs befindet. 

die innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands eines 
Betriebsbereichs im Sinne des § 3 Abs. 5a des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274) in der jeweils geltenden 
Fassung liegen; ist der angemessene Sicherheitsabstand 
nicht bekannt, ist maßgeblich, ob sich das Vorhaben innerhalb 
des Achtungsabstands des Betriebsbereichs befindet. 

 

   
(2) Nach Absatz 1 ist ein Bauvorhaben genehmigungsfrei 
gestellt, wenn 

(2) Nach Absatz 1 ist ein Bauvorhaben genehmigungsfrei 
gestellt, wenn 

 

1. es im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne 
des § 30 Abs. 1 oder der §§ 12, 30 Abs. 2 des 
Baugesetzbuchs (BauGB) liegt, 

1. es im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne 
des § 30 Abs. 1 oder der §§ 12, 30 Abs. 2 des 
Baugesetzbuchs (BauGB) liegt, 

 

2. es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht 
widerspricht, 

2. es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht 
widerspricht, 

 

3. die Erschließung im Sinne des BauGB gesichert ist und 3. die Erschließung im Sinne des BauGB gesichert ist und  
4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 

Satz 2 erklärt, dass das vereinfachte 
Baugenehmigungsverfahren durchgeführt werden soll 
oder eine vorläufige Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 
2 BauGB beantragt. 

4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 
Satz 2 erklärt, dass das vereinfachte 
Baugenehmigungsverfahren durchgeführt werden soll 
oder eine vorläufige Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 
2 BauGB beantragt. 

 

   
(3) 1Der Bauherr hat die erforderlichen Unterlagen bei 
der Gemeinde einzureichen; die Gemeinde legt, soweit die 
Unter lagen nicht elektr onisch eingereicht werden 
und sie nicht selbst Bauaufsichtsbehörde ist, eine Fertigung 

(3) 1Der Bauherr hat die erforderlichen Unterlagen bei 
der Gemeinde einzureichen; die Gemeinde legt, soweit die 
Unter lagen nicht elektr onisch eingereicht werden 
und sie nicht selbst Bauaufsichtsbehörde ist, eine Fertigung 

 



Projektgruppe Bauordnungsrecht MBO-Fortschreibung 

 

15 

MBO Stand 23.09.2022 MBO Stand 14.03.2023 Begründung 

   
der Unterlagen unverzüglich der unteren 
Bauaufsichtsbehörde vor. 2Mit dem Bauvorhaben darf einen 
Monat nach Eingang der erforderlichen Unterlagen bei der 
Gemeinde begonnen werden. 3Teilt die Gemeinde dem 
Bauherrn vor Ablauf der Frist mit, dass kein 
Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll und sie 
eine Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 BauGB nicht 
beantragen wird, darf der Bauherr mit der Ausführung des 
Bauvorhabens beginnen; von der Mitteilung nach Halbsatz 
1 hat die Gemeinde die Bauaufsichtsbehörde zu 
unterrichten. 4Das Recht zur Ausführung des Bauvorhabens 
entsprechend der eingereichten Unterlagen erlischt, wenn 
innerhalb von drei Jahren nach Vorliegen der 
Voraussetzungen nach den Sätzen 2 und 3 mit dessen 
Ausführung nicht begonnen wurde, oder die Bauausführung 
mehr als drei Jahre unterbrochen worden ist. 

der Unterlagen unverzüglich der unteren 
Bauaufsichtsbehörde vor. 2Mit dem Bauvorhaben darf einen 
Monat nach Eingang der erforderlichen Unterlagen bei der 
Gemeinde begonnen werden. 3Teilt die Gemeinde dem 
Bauherrn vor Ablauf der Frist mit, dass kein 
Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll und sie 
eine Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 BauGB nicht 
beantragen wird, darf der Bauherr mit der Ausführung des 
Bauvorhabens beginnen; von der Mitteilung nach Halbsatz 
1 hat die Gemeinde die Bauaufsichtsbehörde zu 
unterrichten. 4Das Recht zur Ausführung des Bauvorhabens 
entsprechend der eingereichten Unterlagen erlischt, wenn 
innerhalb von drei Jahren nach Vorliegen der 
Voraussetzungen nach den Sätzen 2 und 3 mit dessen 
Ausführung nicht begonnen wurde, oder die Bauausführung 
mehr als drei Jahre unterbrochen worden ist. 

   
(4) 1Die Erklärung der Gemeinde nach Absatz 2 Nr. 4 
erste Alternative kann insbesondere deshalb erfolgen, weil 
sie eine Überprüfung der sonstigen Voraussetzungen des 
Absatzes 2 oder des Bauvorhabens aus anderen Gründen 
für erforderlich hält. 2Darauf, dass die Gemeinde von ihrer 
Erklärungsmöglichkeit keinen Gebrauch macht, besteht kein 
Rechtsanspruch. 3Erklärt die Gemeinde, dass das 
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgeführt 
werden soll, hat sie dem Bauherrn vorgelegte Unterlagen 
zurückzureichen. 4Hat der Bauherr bei der Einreichung der 
Unterlagen bestimmt, dass diese im Fall der Erklärung nach 
Absatz 2 Nr. 4 als Bauantrag zu behandeln sind, leitet sie die 
Unterlagen gleichzeitig mit der Erklärung an die 
Bauaufsichtsbehörde weiter. 5Werden Unterlagen gleichzeitig 
bei der Bauaufsichtsbehörde elektronisch eingereicht, 
informiert die Gemeinde die Bauaufsichtsbehörde über die 
Abgabe der Erklärung nach Absatz 2 Nr. 4 erste Alternative 
und gegebenenfalls über die Erklärung des Bauherrn, dass 
die Einreichung der Unterlagen als Bauantrag behandelt 

(4) 1Die Erklärung der Gemeinde nach Absatz 2 Nr. 4 erste 
Alternative kann insbesondere deshalb erfolgen, weil sie eine 
Überprüfung der sonstigen Voraussetzungen des Absatzes 
2 oder des Bauvorhabens aus anderen Gründen für 
erforderlich hält. 2Darauf, dass die Gemeinde von ihrer 
Erklärungsmöglichkeit keinen Gebrauch macht, besteht kein 
Rechtsanspruch. 3Erklärt die Gemeinde, dass das 
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgeführt 
werden soll, hat sie dem Bauherrn vorgelegte Unterlagen 
zurückzureichen. 4Hat der Bauherr bei der Einreichung der 
Unterlagen bestimmt, dass diese im Fall der Erklärung nach 
Absatz 2 Nr. 4 als Bauantrag zu behandeln sind, leitet sie die 
Unterlagen gleichzeitig mit der Erklärung an die 
Bauaufsichtsbehörde weiter. 5Werden Unterlagen gleichzeitig 
bei der Bauaufsichtsbehörde elektronisch eingereicht, 
informiert die Gemeinde die Bauaufsichtsbehörde über die 
Abgabe der Erklärung nach Absatz 2 Nr. 4 erste Alternative 
und gegebenenfalls über die Erklärung des Bauherrn, dass die 
Einreichung der Unterlagen als Bauantrag behandelt werden 
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werden soll. soll. 

   
(5) 1§ 66 bleibt unberührt. 2§§ 68 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 
Sätze 1 und 2, 72 Abs. 6 Nr. 2, Abs. 7 und 8 sind 
entsprechend anzuwenden. 

(5) 1§ 66 bleibt unberührt. 2§§ 68 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 
Sätze 1 und 2, 69 Abs. 3,  72 Abs. 6 Nr. 2, Abs. 7 und 8 sind 
entsprechend anzuwenden. 

Die Änderung dient der Umsetzung des Artikels 16 Abs. 1 
bis 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001, wonach eine 
Anlaufstelle zu bilden ist, die auf Wunsch des Bauherrn 
während des gesamten Verwaltungsverfahrens hinsichtlich 
aller erforderlicher Genehmigungen berät und unterstützt. 
 
Bei der Genehmigungsfreistellung handelt es sich im 
Wortsinn zwar nicht um eine Genehmigung. Bei 
sachgerechter Auslegung der Richtlinie (EU) 2018/2001 
dürften aber alle Verwaltungsverfahren gemeint sein, die 
durchzuführen sind, um eine Anlage errichten und betreiben 
zu dürfen. Durch den ergänzenden Verweis auf § 69 Abs. 3 
werden die für Genehmigungsverfahren geltenden 
Regelungen zur einheitlichen Stelle für die 
Genehmigungsfreistellung für entsprechend anwendbar 
erklärt. 

   
   

§ 63 
Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren 

§ 63 
Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren 

 

   
1Außer bei Sonderbauten prüft die Bauaufsichtsbehörde  
1. die Übereinstimmung mit den Vorschriften über die 

Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29 bis 
38 BauGB,  

2. beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Abs. 1 und 
2 Satz 2 sowie  

3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit 
wegen der  

Baugenehmigung eine Entscheidung nach anderen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften entfällt oder ersetzt wird. 
2§ 66 bleibt unberührt. 

(1) 1Außer bei Sonderbauten prüft die Bauaufsichtsbehörde  
1. die Übereinstimmung mit den Vorschriften über die 

Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29 bis 
38 BauGB,  

2. beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Abs. 1 und 
2 Satz 2 sowie  

3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit 
wegen der  

Baugenehmigung eine Entscheidung nach anderen öffentlich-
rechtlichen Vorschriften entfällt oder ersetzt wird. 2§ 66 bleibt 
unberührt. 
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 (2) 1Absatz 1 gilt auch für Sonderbauten, die in den 

Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen (Neufassung) (ABl. L 328 vom 
21.12.2018, S. 82) fallen. 2Bei Anlagen, die in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 fallen, 
ist über den Bauantrag innerhalb eines Jahres nach 
Vollständigkeit der Antragsunterlagen zu entscheiden; 
die Bauaufsichtsbehörde kann diese Frist gegenüber dem 
Antragsteller aus wichtigem Grund um bis zu einem Jahr 
verlängern. 3Der Antrag gilt als genehmigt, wenn über ihn 
nicht innerhalb der nach Satz 2 maßgeblichen Frist 
entschieden worden ist. 

Durch Absatz 2 Satz 1 wird das vereinfachte 
Baugenehmigungsverfahren auch für Anlagen i.S.d. der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 ermöglicht, die Sonderbauten 
sind. Das betrifft vorrangig Windenergieanlagen mit einer 
Höhe von mehr als 30 m. 
 
Die Sätze 2 und 3 dienen der Umsetzung von Artikel 16 
Abs. 5 und 6 der Richtlinie (EU) 2018/2001, wonach das 
Genehmigungsverfahren für die dort genannten Anlagen 
nicht länger als ein Jahr dauern darf. Nur in besonderen 
Fällen ist eine Verlängerung auf zwei Jahre möglich. 
 
Die Folge einer Fristüberschreitung wird in der Richtlinie 
(EU) 2018/2001 nicht geregelt. Eine in diesem Fall 
eintretende Genehmigungsfiktion entspricht der Konzeption 
des § 42a (Landes-)VwVfG. 

   
   

66 
Bautechnische Nachweise 

66 
Bautechnische Nachweise 

 

   
(3) 1Bei 
1. Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5, 
2. wenn dies nach Maßgabe eines in der 

Rechtsverordnung nach § 85 Abs. 3 geregelten 
Kriterienkatalogs erforderlich ist, bei 
a) Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
b) Behältern, Brücken, Stützmauern, Tribünen, 
c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude 

sind, mit einer Höhe von mehr als 10 m 

muss der Standsicherheitsnachweis [bauaufsichtlich 

geprüft/durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt]*) 
sein; das gilt nicht für Wohngebäude der Gebäudeklassen 
1 und 2. 2Bei 
1. Sonderbauten, 

(3) 1Bei 
1. Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5, 
2. wenn dies nach Maßgabe eines in der 

Rechtsverordnung nach § 85 Abs. 3 geregelten 
Kriterienkatalogs erforderlich ist, bei 
a) Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 
b) Behältern, Brücken, Stützmauern, Tribünen, 
c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude 

sind, mit einer Höhe von mehr als 10 m, 
d) Fundamenten für Windenergieanlagen mit 

einer Höhe von mehr als 10 m, deren weitere 
Bestandteile dem Anwendungsbereich der 
Richtlinie 2006/42/EG unterliegen, 

muss der Standsicherheitsnachweis [bauaufsichtlich 
geprüft/durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt]*) 

Der Nachweis über die Erfüllung der grundlegenden 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen einer 
Maschine ist bereits über die Konformitätsvermutung von 
Konformitätserklärung und CE-Kennzeichnung nach Art. 7 
Abs. 1 der Richtlinie 2006/42/EG geführt. Die 
Mitgliedstaaten haben – ohne weitere Prüfung – davon 
auszugehen, dass die Anforderungen der Richtlinie – 
einschließlich der Standsicherheit – erfüllt sind. Es darf 
daher kein zusätzlicher Nachweis verlangt werden, soweit 
Konformitätserklärung und CE-Kennzeichnung reichen. 

 
Soweit Windenergieanlage nach der Richtlinie 2006/42/EG 
in Verkehr gebracht werden, kann kein 
Standsicherheitsnachweis verlangt werden. Die 
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2. Mittel- und Großgaragen im Sinne der Verordnung nach 

§ 85 Abs. 1 Nr. 3, 
3. Gebäuden der Gebäudeklasse 5, 
muss der Brandschutznachweis [bauaufsichtlich 
geprüft/durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt]*) 
sein. 
 
 
 
_________________ 

*) nach Landesrecht 

sein; das gilt nicht für Wohngebäude der Gebäudeklassen 
1 und 2. 2Bei 
1. Sonderbauten, 
2. Mittel- und Großgaragen im Sinne der Verordnung nach 

§ 85 Abs. 1 Nr. 3, 
3. Gebäuden der Gebäudeklasse 5, 
muss der Brandschutznachweis [bauaufsichtlich 
geprüft/durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt] *) sein 

 
_________________ 

*) nach Landesrecht 

Fundamente sind jedoch regelmäßig nicht Bestandteil der 
„Maschine Windenergieanlage“ und unterliegen daher dem 
bauaufsichtlichen Regelwerk. Da die Fundamente und die 
Verbindung der Windenergieanlagen mit den Fundamenten 
für die Standsicherheit der Gesamtanlage wesentlich sind, 
kann eine Überprüfung der Standsicherheit erforderlich 
sein. Die Höhe von 10 m als Untergrenze der Prüfpflicht wird 
gewählt, da diese Höhe bei Anlagen, die nicht nach der 
Maschinenrichtlinie in Verkehr gebracht werden, nach Satz 
1 Nr. 2 Buchst. c für die Prüfpflicht maßgeblich wäre. 

 
Werden Gondel, Turm und Fundament insgesamt nach der 
Maschinenrichtlinie in Verkehr gebracht, kann insgesamt 
kein Standsicherheitsnachweis verlangt werden. 
 
Soweit der Turm nicht Bestandteil der Maschine ist, richtet 
sich die Prüfpflicht für Turm und Fundament nach Satz 1 
Nr. 2 Buchst. c. 

   
   

§ 67 
Abweichungen 

§ 67 
Abweichungen 

 

   
(1) 1Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von 
Anforderungen dieses Gesetzes und aufgrund dieses 
Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter 
Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und 
unter Würdigung der öffentlich-rechtlich geschützten 
nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, 
insbesondere den Anforderungen des § 3 Satz 1 vereinbar 
ist. 2§ 85a Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt; [der Zulassung 
einer Abweichung bedarf es auch nicht, wenn bautechnische 
Nachweise durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt 

(1) 1Die Bauaufsichtsbehörde soll Abweichungen von 
Anforderungen dieses Gesetzes und aufgrund dieses 
Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter 
Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und 
unter Würdigung der öffentlich-rechtlich geschützten 
nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, 
insbesondere den Anforderungen des § 3 Satz 1 vereinbar 
ist. 2§ 85a Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt; [der Zulassung 
einer Abweichung bedarf es auch nicht, wenn bautechnische 
Nachweise durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt 

Absatz1 Satz 1 MBO ist aktuell als 
Ermessensentscheidung ausgestaltet. Angesichts der 
hohen Anforderungen, die das Gesetz an die Zulassung 
der Abweichung stellt, insbesondere, dass die Abweichung 
mit öffentlichen und privaten Belangen vereinbar sein 
muss, hat sich die Behörde, wenn die Voraussetzungen 
bejaht werden, im Regelfall für die Zulassung der 
Abweichung zu entscheiden, es sei denn, besondere 
Umstände stünden dem entgegen (sog. intendiertes 
Ermessen, vgl. VGH München Beschl. v. 6.8.2013 – 15 CS 
13.1076, Rn. 25). Diesem von der Rechtsprechung 
anerkannten intendierten Ermessen soll dadurch 
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werden]1. 
 

werden]2. 
 

Rechnung getragen werden, dass Absatz 1 Satz 1 als „Soll-
Vorschrift“ ausgestaltet wird. Damit wäre klargestellt, dass 
Abweichungen stets dann erteilt werden, wenn die 
bauaufsichtlichen Anforderungen eingehalten werden, so 
z.B. auch bei der Schaffung zusätzlichen Wohnraums in 
bestehenden Gebäuden durch eine Änderung des 
Dachgeschosses oder durch die Errichtung zusätzlicher  
Geschosse. 

   
   

§ 69 

Behandlung des Bauantrags 

§ 69 

Behandlung des Bauantrags 

 

   
(1) 1Die Bauaufsichtsbehörde hört zum Bauantrag die 
Gemeinde und diejenigen Stellen, 
1. deren Beteiligung oder Anhörung für die Entscheidung 

über den Bauantrag durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben ist, oder 

2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfähigkeit 
des Bauantrags nicht beurteilt werden kann; 

die Beteiligung oder Anhörung entfällt, wenn die Gemeinde 
oder die jeweilige Stelle dem Bauantrag bereits vor 
Einleitung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat. 
2Bedarf die Erteilung der Baugenehmigung der Zustimmung 
oder des Einvernehmens einer anderen Körperschaft, 
Behörde oder sonstigen Stelle, so gilt diese als erteilt, wenn 
sie nicht einen Monat nach Eingang des Ersuchens 
verweigert wird; von der Frist nach Halbsatz 1 abweichende 
Regelungen durch Rechtsvorschrift bleiben unberührt. 
3Stellungnahmen bleiben unberücksichtigt, wenn sie nicht 
innerhalb eines Monats nach Aufforderung zur 
Stellungnahme bei der Bauaufsichtsbehörde eingehen, es 

(1) 1Die Bauaufsichtsbehörde hört zum Bauantrag die 
Gemeinde und diejenigen Stellen, 
1. deren Beteiligung oder Anhörung für die Entscheidung 

über den Bauantrag durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben ist, oder 

2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfähigkeit 
des Bauantrags nicht beurteilt werden kann; 

die Beteiligung oder Anhörung entfällt, wenn die Gemeinde 
oder die jeweilige Stelle dem Bauantrag bereits vor 
Einleitung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat. 
2Bedarf die Erteilung der Baugenehmigung der Zustimmung 
oder des Einvernehmens einer anderen Körperschaft, 
Behörde oder sonstigen Stelle, so gilt diese als erteilt, wenn 
sie nicht einen Monat nach Eingang des Ersuchens 
verweigert wird; von der Frist nach Halbsatz 1 abweichende 
Regelungen durch Rechtsvorschrift bleiben unberührt. 
3Stellungnahmen bleiben unberücksichtigt, wenn sie nicht 
innerhalb eines Monats nach Aufforderung zur 
Stellungnahme bei der Bauaufsichtsbehörde eingehen, es 

 

                                              
1 nach Landesrecht 
2 nach Landesrecht 
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sei denn, die verspätete Stellungnahme ist für die 
Rechtmäßigkeit der Entscheidung über den Bauantrag von 
Bedeutung. 

sei denn, die verspätete Stellungnahme ist für die 
Rechtmäßigkeit der Entscheidung über den Bauantrag von 
Bedeutung. 

   
(2) 1Ist der Bauantrag unvollständig oder weist er 
sonstige erhebliche Mängel auf, fordert die 
Bauaufsichtsbehörde den Bauherrn zur Behebung der 
Mängel innerhalb einer angemessenen Frist auf. 2Werden 
die Mängel innerhalb der Frist nicht behoben, gilt der Antrag 
als zurückgenommen. 
 

(2) 1Ist der Bauantrag unvollständig oder weist er 
sonstige erhebliche Mängel auf, fordert die 
Bauaufsichtsbehörde den Bauherrn zur Behebung der 
Mängel innerhalb einer angemessenen Frist auf. 2Werden 
die Mängel innerhalb der Frist nicht behoben, gilt der Antrag 
als zurückgenommen. 
 

 

   
 (3) 1Betrifft das Vorhaben eine Anlage, die in den 

Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/2001 fällt, 
gilt ergänzend Folgendes: 
1. Auf Antrag des Bauherrn werden das bauaufsichtliche 

Verfahren sowie alle sonstigen Zulassungsverfahren, 
die für die Durchführung des Vorhabens nach 
Bundes- oder Landesrecht erforderlich sind, über eine 
einheitliche Stelle im Sinne des § 71a (Landes-
(VwVfG) abgewickelt. 

2. Die einheitliche Stelle stellt ein Verfahrenshandbuch 
für Bauherren bereit und macht diese Informationen 
auch im Internet zugänglich. Dabei geht sie gesondert 
auch auf kleinere Vorhaben und Vorhaben zur 
Eigenversorgung mit Elektrizität ein. In den im Internet 
veröffentlichten Informationen weist die einheitliche 
Stelle auch darauf hin, für welche Vorhaben sie 
zuständig ist und welche weiteren einheitlichen 
Stellen im Land …3 für Vorhaben nach Satz 1 
zuständig sind. 

3. Nach Eingang der vollständigen Unterlagen erstellt 
die Bauaufsichtsbehörde einen Zeitplan für das 

Die Regelung setzt Artikel 15 Abs. 1 Unterabs 2 Buchst. a, 
Artikel 16 Abs. 1 bis 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 um. 
 
Nummer 1 ermöglicht die Verfahrensabwicklung über eine 
einheitliche Stelle nach §§ 71a bis 71e (Lande-)VwVfG. Die 
Inanspruchnahme der einheitlichen Stelle durch den 
Bauherrn ist freiwillig. Das Verfahren über eine einheitliche 
Stelle schließt alle Zulassungsverfahren ein, die für die 
Durchführung des Vorhabens nach Bundes- oder 
Landesrecht erforderlich sind. Sofern für ein Bauvorhaben 
neben dem Genehmigungsverfahren eine Anzeige 
erforderlich ist, umfasst die Abwicklung über die einheitliche 
Stelle nach § 71b (Landes-)VwVfG auch die Anzeige.  
 
Die einheitliche Stelle hat – abgesehen von den im jeweiligen 
bauaufsichtlichen Verfahren geregelten Zuständigkeiten – 
keine materiellen Befugnisse, sondern allein 
verfahrensbezogene Aufgaben. Eine Entscheidungs- oder 
Verfahrenskonzentration findet nicht statt. Im Fall ihrer 
Inanspruchnahme dient die einheitliche Stelle als 
Kontaktpunkt im Verhältnis zum Bauherren. Die 

                                              
3 nach Landesrecht 
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weitere Verfahren und teilt diesen Zeitplan in den 
Fällen der Nummer 1 der einheitlichen Stelle, 
andernfalls dem Antragsteller mit. 

2Einheitliche Stelle im Sinne des Satzes 1 ist die untere 
Bauaufsichtsbehörde. 
 

Zuständigkeiten der jeweils für die sachliche Prüfung und 
Entscheidung zuständigen Behörden und das durch sie zu 
vollziehende Fachrecht bleiben unberührt. Über die 
bauaufsichtlichen Zuständigkeiten hinaus erfolgen damit 
ausschließlich „Serviceleistungen“ zur Beschleunigung des 
Verfahrens.  
 
Nummer 2 setzt Artikel 16 Abs. 3 der Richtlinie (EU) 
2018/2001 zum Verfahrenshandbuch und zu online zur 
Verfügung zu stellenden Informationen um. Nach Satz 3 des 
Erwägungsgrundes 51 der Richtlinie sollte ein 
Verfahrenshandbuch zur Verfügung gestellt werden, damit 
Projektentwickler und Bürger, die in erneuerbare Energie 
investieren möchten, die Verfahren leichter verstehen 
können. Nach Satz 2 ist im Verfahrenshandbuch gesondert 
auf kleinere Vorhaben und Vorhaben zur Eigenversorgung 
mit Elektrizität einzugehen. Satz 3 gewährleistet, dass eine 
zuständige Stelle im Internet auch solche Informationen 
veröffentlicht, die es dem Träger des Vorhabens 
ermöglichen, die für das konkrete Vorhaben zuständige 
einheitliche Stelle zu erkennen. Damit wird Artikel 16 Abs. 3 
Satz 3 der Richtlinie umgesetzt. 
 
Nummer 3 verpflichtet die Genehmigungsbehörde, nach 
Eingang der vollständigen Antragsunterlagen einen Zeitplan 
für das weitere Verfahren aufzustellen und mitzuteilen. Damit 
wird die in Artikel 15 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. a der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 enthaltene Vorgabe zur 
Aufstellung vorhersehbarer Zeitpläne umgesetzt. Die 
Regelung dient auch der Verfahrenstransparenz im Sinne 
von Artikel 16 Abs. 2 Satz 1 der Richtlinie. 
 
Einheitliche Stelle ist nach Satz 2 die Bauaufsichtsbehörde. 
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§ 76 

Genehmigung Fliegender Bauten 

§ 76 

Fliegende Bauten 

Die redaktionell gekürzte Überschrift ist präziser, weil § 76 
nicht nur das Genehmigungsverfahren für Fliegende Bauten 
regelt, sondern auch die Gebrauchsabnahme am jeweiligen 
Aufstellort und die Legaldefinition Fliegender Bauten 
umfasst.  

(1) 1Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeignet 
und bestimmt sind, an verschiedenen Orten wiederholt 
aufgestellt und zerlegt zu werden. 
2Baustelleneinrichtungen und Baugerüste sind keine 
Fliegenden Bauten. 

(1) 1Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeignet und 
bestimmt sind, an verschiedenen Orten wiederholt aufgestellt 
und zerlegt zu werden. 2Baustelleneinrichtungen und 
Baugerüste sind keine Fliegenden Bauten. 

 

   

(2) 1Fliegende Bauten bedürfen, bevor sie erstmals 
aufgestellt und in Gebrauch genommen werden, einer 
Ausführungsgenehmigung. 2Dies gilt nicht für 

1. Fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 5 m, die nicht 
dazu bestimmt sind, von Besuchern betreten zu 
werden, 

2. Fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 5 m, die für 
Kinder betrieben werden und eine Geschwindigkeit 
von höchstens 1 m/s haben, 

3. Bühnen, die Fliegende Bauten sind, einschließlich 
Überdachungen und sonstigen Aufbauten mit einer 
Höhe bis zu 5 m, einer Grundfläche bis zu 100 m² 
und einer Fußbodenhöhe bis zu 1,50 m, 

4. erdgeschossige Zelte und betretbare 
Verkaufsstände, die Fliegende Bauten sind, jeweils 
mit einer Grundfläche bis zu 75 m², 

5. aufblasbare Spielgeräte mit einer Höhe des 
betretbaren Bereichs von bis zu 5 m oder mit 
überdachten Bereichen, bei denen die Entfernung 
zum Ausgang nicht mehr als 3 m, sofern ein 
Absinken der Überdachung konstruktiv verhindert 

(2) 1Fliegende Bauten bedürfen, bevor sie erstmals aufgestellt 
und in Gebrauch genommen werden, einer 
Ausführungsgenehmigung. 2Dies gilt nicht für 

1. erdgeschossige Zelte mit einer Grundfläche bis zu 
75 m², 

2. erdgeschossige Verkaufs- und Schaugeschäfte mit 
einer Höhe bis zu 5 m und einer Grundfläche bis zu 
75 m², 

3. umwehrte Tribünen und Podien ohne Überdachung 
mit einer Grundfläche bis zu 75 m² und einer Höhe der 
betretbaren Flächen bis zu 1 m, 

4. Bühnen einschließlich Überdachungen und 
sonstigen Aufbauten mit einer Höhe bis zu 5 m, einer 
Grundfläche bis zu 100 m² und einer Fußbodenhöhe 
bis zu 1,50 m, 

5. Kinderfahrgeschäfte mit einer Höhe bis zu 5 m und 
einer Geschwindigkeit von höchstens 1 m/s, 

6. aufblasbare Spielgeräte mit einer Höhe des 
betretbaren Bereichs von bis zu 5 m oder mit 
überdachten Bereichen, bei denen die Entfernung 
zum Ausgang nicht mehr als 3 m, sofern ein Absinken 

In Satz 2 werden die Verfahrensfreistellungen neu 
strukturiert und ergänzt. Die neue Struktur vereinfacht den 
Vollzug, weil die Zuordnung eindeutiger ausgestaltet ist.  

 

Ziel der Regelung ist es, bestimmte Fliegende Bauten von 
der Genehmigungspflicht freizustellen, bei denen Gefahren 
auf Grund ihrer Höhenentwicklung, ihrer Grundfläche und 
der Bewegungsabläufe erfahrungsgemäß gering sind. Die 
Anforderung des Bauordnungsrechtes an bauliche Anlagen 
- z. B. an die Standsicherheit - reichen, um Gefährdungen 
durch verfahrensfreigestellte Fliegende Bauten zu 
vermeiden. 

 

Satz 2 Nummer 1 entspricht für Zelte inhaltlich unverändert 
Satz 2 Nummer 4 der bisherigen Fassung. Dieser 
Freistellungstatbestand enthält bewusst keine 
Höhenbegrenzung, damit die Spitzen z. B. von 
Pagodenzelten und Tipis mit begrenzter Grundfläche und 
damit konstruktiv begrenzter Höhe von ca. 7 m keine 
Genehmigungspflicht auslösen. Dekorative Aufbauten sind 
auf Zelten unüblich. 
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wird, nicht mehr als 10 m, beträgt. der Überdachung konstruktiv verhindert wird, nicht 

mehr als 10 m, beträgt, 

7. andere Fliegende Bauten mit einer Höhe bis zu 5 m, 
die nicht dazu bestimmt sind, von Besuchern 
betreten zu werden. 

 

In Satz 2 Nummer 2 wird gegenüber Satz 2 Nummer 4 der 
bisherigen Fassung klarstellend geregelt, dass auch 
Schaugeschäfte von der Verfahrensfreistellung erfasst sind 
und eine Verkaufstätigkeit keine Bedingung darstellt.  
Belustigungsgeschäfte werden auf Grund des erhöhten 
Gefährdungspotenzials für die Benutzerinnen und Benutzer 
(z. B. Drehscheiben, Wackeltreppen, rollende Tonnen) hier 
nicht erfasst. Zudem enthält die Musterrichtlinie für den Bau 
und Betrieb Fliegender Bauten besondere Vorschriften für 
Belustigungsgeschäfte. Die Einführung einer 
Höhenbegrenzung stellt die Verhältnismäßigkeit zu Satz 2 
Nummer 7 bzw. Satz 2 Nummer 1 der bisherigen Fassung 
her. Verfahrensfreigestellte Verkaufs- und Schaugeschäfte, 
die von Besucherinnen und Besuchern betreten werden 
können, dürfen unter Aspekten der Verhältnismäßigkeit nicht 
höher sein als andere freigestellte Fliegende Bauten nach 
Satz 2 Nummer 7, die nicht zur Betretung durch 
Besucherinnen und Besucher bestimmt sind. 

 

Satz 2 Nummer 3 enthält einen neuen 
Freistellungstatbestand für Tribünen und Podien mit sehr 
geringer Bauhöhe. Hinsichtlich der Grundfläche orientiert 
sich der neue Freistellungstatbestand am kleinsten üblichen 
Grundmaß (75 m2) der bisherigen Freistellungstatbestände 
für Fliegende Bauten. Überdachungen sind bewusst 
ausgenommen, weil aus ihnen ein erhöhtes 
Gefahrenpotenzial erwachsen kann. Durch den neuen 
Freistellungstatbestand werden nicht nur die 
Genehmigungsbehörden, sondern auch die 
gebrauchsabnehmenden Bauaufsichtsbehörden im Vollzug 
entlastet. 

 

Satz 2 Nummer 4 und Nummer 5 entsprechen inhaltlich 
unverändert Satz 2 Nummer 3 und Nummer 2 der bisherigen 
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Fassung. Sie sind redaktionell kürzer gefasst. Überdachte 
Bühnen mit begrenzter Grundfläche können weiterhin 
freigestellt bleiben, weil sie nicht von Besucherinnen und 
Besuchern, sondern in der Regel von einem eingewiesenen 
Personenkreis, betreten werden. 

 

Satz 2 Nummer 6 entspricht unverändert dem Satz 2 
Nummer 5 der bisherigen Fassung. 

Satz 2 Nummer 7 entspricht Satz 2 Nummer 1 der bisherigen 
Fassung und wurde bewusst ans Ende der Aufzählung 
gestellt. Damit wird verdeutlicht, dass dieser 
Freistellungstatbestand für verschiedene Fliegende Bauten 
zur Anwendung kommen kann, aber nicht für Fliegende 
Bauten, für die eine der Nummern 1 bis 6 einschlägig ist. Im 
Übrigen bildet die gewählte Reihenfolge der 
Freistellungstatbestände die erwartete Häufigkeit der 
Anwendung ab. 

   

(3) 1Die Ausführungsgenehmigung wird von der unteren 
Bauaufsichtsbehörde erteilt, in deren Bereich der 
Antragsteller seine Hauptwohnung oder seine gewerbliche 
Niederlassung hat. 2Hat der Antragsteller seine 
Hauptwohnung oder seine gewerbliche Niederlassung 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, so ist die 
Bauaufsichtsbehörde zuständig, in deren Bereich der 
Fliegende Bau erstmals aufgestellt und in Gebrauch 
genommen werden soll. 

(3) 1Die Ausführungsgenehmigung wird von der unteren 
Bauaufsichtsbehörde erteilt, in deren Bereich der Antragsteller 
seine Hauptwohnung oder seine gewerbliche Niederlassung 
hat. 2Hat der Antragsteller seine Hauptwohnung oder seine 
gewerbliche Niederlassung außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, so ist die Bauaufsichtsbehörde zuständig, in 
deren Bereich der Fliegende Bau erstmals aufgestellt und in 
Gebrauch genommen werden soll. 

 

   

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann bestimmen, 
dass Ausführungsgenehmigungen für Fliegende Bauten 
nur durch bestimmte Bauaufsichtsbehörden erstellt 
werden dürfen. 

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann bestimmen, dass 
Ausführungsgenehmigungen für Fliegende Bauten nur durch 
bestimmte Bauaufsichtsbehörden erstellt werden dürfen. 
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(5) 1Die Genehmigung wird für eine bestimmte Frist erteilt, 
die höchstens fünf Jahre betragen soll; sie kann auf in 
Textform gestellten Antrag von der für die Erteilung der 
Ausführungsgenehmigung zuständigen Behörde jeweils 
bis zu fünf Jahren verlängert werden; § 73 Abs. 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 2Die Genehmigung werden in ein 
Prüfbuch eingetragen, dem eine Ausfertigung der mit 
einem Genehmigungsvermerk zu versehenden 
Bauvorlagen beizufügen ist. Ausführungsgenehmigungen 
anderer Länder gelten auch im Land …  

(5) 1Die Genehmigung wird für eine bestimmte Frist erteilt, die 
höchstens fünf Jahre betragen soll; sie kann auf in Textform 
gestellten Antrag von der für die Erteilung der 
Ausführungsgenehmigung zuständigen Behörde jeweils bis 
zu fünf Jahren verlängert werden; § 73 Abs. 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 2Die Genehmigung wird in ein Prüfbuch 
eingetragen, dem eine Ausfertigung der mit einem 
Genehmigungsvermerk zu versehenden Bauvorlagen 
beizufügen ist. 3Ausführungsgenehmigungen anderer Länder 
gelten auch im Land … 

 

   

(6) 1Der Inhaber der Ausführungsgenehmigung hat den 
Wechsel seines Wohnsitzes oder seiner gewerblichen 
Niederlassung oder die Übertragung eines Fliegenden Baus 
an Dritte der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen, die die 
Ausführungsgenehmigung erteilt hat. 2Die Behörde hat die 
Änderungen in das Prüfbuch einzutragen und sie, wenn mit 
den Änderungen ein Wechsel der Zuständigkeit verbunden ist, 
der nunmehr zuständigen Behörde mitzuteilen. 

(6) 1Der Inhaber der Ausführungsgenehmigung hat den 
Wechsel seines Wohnsitzes oder seiner gewerblichen 
Niederlassung oder die Übertragung eines Fliegenden Baus 
an Dritte der zuletzt zuständigen Behörde unverzüglich 
anzuzeigen. 2Die Behörde hat die Änderungen in das 
Prüfbuch einzutragen und sie, wenn mit den Änderungen ein 
Wechsel der Zuständigkeit verbunden ist, der nunmehr 
zuständigen Behörde mitzuteilen.  

In Satz 1 der bisherigen Fassung wird eine Korrektur 
erforderlich, weil sie nicht in allen Fällen sachgerecht ist. Im 
Fall einer bereits einmal erfolgten Übertragung einer 
Ausführungsgenehmigung ist es nicht sinnvoll, die Anzeige 
weiterer Veränderungen an die Behörde zu richten, die die 
Ausführungsgenehmigung (ursprünglich) erteilt hat. Die 
Inhaberin oder der Inhaber der Ausführungsgenehmigung 
muss die Anzeigen an die für sie oder ihn zuständige 
Behörde richten, die die Ausführungsgenehmigung zuletzt 
übertragen bekommen hat und das Behördenexemplar 
führt. Da viele Länder von § 76 Absatz 4 Gebrauch 
gemacht haben und die Genehmigungszuständigkeit 
zentralisiert wurde, können Bauaufsichtsbehörden, die 
früher Ausführungsgenehmigungsgenehmigungen erteilt 
haben, heute keine Genehmigungszuständigkeit mehr 
haben. Satz 1 ist kürzer und damit klarer. 

   

(7) 1Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 Satz 1 einer 
Ausführungsgenehmigung bedürfen, dürfen unbeschadet 
anderer Vorschriften nur in Gebrauch genommen werden, 
wenn ihre Aufstellung der Bauaufsichtsbehörde des 

(7) 1Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 einer 
Ausführungsgenehmigung bedürfen, dürfen unbeschadet 
anderer Vorschriften nur in Gebrauch genommen werden, 
wenn ihre Aufstellung der Bauaufsichtsbehörde des 

Absatz 7 Satz 1 bis Satz 3 verfolgt konsequent das Ziel, dass 
im Zuge der Aufstellung genehmigungspflichtiger Fliegender 
Bauten das Prüfbuch bei der örtlich zuständigen 
Bauaufsichtsbehörde vorgelegt werden muss und die 
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Aufstellungsortes unter Vorlage des Prüfbuches angezeigt ist. 
2Die Bauaufsichtsbehörde kann die Inbetriebnahme dieser 
Fliegenden Bauten von einer Gebrauchsabnahme abhängig 
machen. 3Das Ergebnis der Abnahme ist in das Prüfbuch 
einzutragen. 4In der Ausführungsgenehmigung kann bestimmt 
werden, dass Anzeigen nach Satz 1 nicht erforderlich sind, 
wenn eine Gefährdung im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu 
erwarten ist. 

Aufstellungsortes rechtzeitig unter Vorlage des Prüfbuches 
angezeigt ist. 2Die Bauaufsichtsbehörde kann die 
Inbetriebnahme dieser Fliegenden Bauten von einer 
Gebrauchsabnahme abhängig machen. 3Das Ergebnis der 
Gebrauchsabnahme oder der Verzicht darauf  ist in das 
Prüfbuch einzutragen. 

Bauaufsichtsbehörde dies auch bestätigt. Die Eintragung 
des Verzichtes auf die Gebrauchsabnahme wird in Hessen 
bereits seit Juli 2018 gefordert und löst keine eigenständigen 
Gebühren aus.  

 

In Satz 1 wird der Verweis auf Satz 1 des Absatzes 2 zur 
Klarstellung gestrichen. Welche Fliegenden Bauten einer 
Ausführungsgenehmigung bedürfen ergibt sich insgesamt 
aus Absatz 2. Im Übrigen wird Absatz 7 der neuen Fassung 
durch die Streichung von Satz 4 der alten Fassung gestrafft. 
Für den bisherigen Satz 4 sind keine Anwendungsfälle 
bekannt geworden.  

   

(8) 1Die für die Erteilung der Gebrauchsabnahme zuständige 
Bauaufsichtsbehörde kann Auflagen machen oder die 
Aufstellung oder den Gebrauch Fliegender  Bauten 
untersagen, soweit dies nach den örtlichen Verhältnissen oder 
zur Abwehr von Gefahren erforderlich ist, insbesondere weil 
die Betriebssicherheit oder Standsicherheit nicht oder nicht 
mehr gewährleistet ist oder weil von der 
Ausführungsgenehmigung abgewichen wird. 2Wird die 
Aufstellung oder der Gebrauch untersagt, ist dies in das 
Prüfbuch einzutragen. 3Die ausstellende Behörde ist zu 
benachrichtigen, das Prüfbuch ist einzuziehen und der 
ausstellenden Behörde zuzuleiten, wenn die Herstellung 
ordnungsgemäßer Zustände innerhalb angemessener Frist 
nicht zu erwarten ist. 

(8) 1Die für die Erteilung der Gebrauchsabnahme zuständige 
Bauaufsichtsbehörde kann Auflagen machen oder die 
Aufstellung oder den Gebrauch Fliegender Bauten 
untersagen, soweit dies nach den örtlichen Verhältnissen oder 
zur Abwehr von Gefahren erforderlich ist, insbesondere weil 
die Betriebssicherheit oder Standsicherheit nicht oder nicht 
mehr gewährleistet ist oder weil von der 
Ausführungsgenehmigung abgewichen wird. 2Wird die 
Aufstellung oder der Gebrauch untersagt, ist dies in das 
Prüfbuch einzutragen. 3Die ausstellende Behörde ist zu 
benachrichtigen, das Prüfbuch ist einzuziehen und der 
ausstellenden Behörde zuzuleiten, wenn die Herstellung 
ordnungsgemäßer Zustände innerhalb angemessener Frist 
nicht zu erwarten ist. 

 

   

(9) 1Bei Fliegenden Bauten, die von Besuchern betreten und 
längere Zeit an einem Aufstellungsort betrieben werden, kann 
die für die Gebrauchsabnahme zuständige 
Bauaufsichtsbehörde aus Gründen der Sicherheit 
Nachabnahmen durchführen. 2Das Ergebnis der 

(9) 1Bei Fliegenden Bauten, die von Besuchern betreten und 
längere Zeit an einem Aufstellungsort betrieben werden, kann 
die für die Gebrauchsabnahme zuständige 
Bauaufsichtsbehörde aus Gründen der Sicherheit 
Nachabnahmen durchführen. 2Das Ergebnis der 
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Nachabnahme ist in das Prüfbuch einzutragen. Nachabnahme ist in das Prüfbuch einzutragen. 

   

(10) §§ 68 Abs. 1, 2 und 4, 81 Abs. 1 und 4 gelten 
entsprechend. 

(10) §§ 68 Abs. 1, 2 und 4, 81 Abs. 1 und 4 gelten 
entsprechend. 

 

   
   

§ 85 
Rechtsvorschriften 

§ 85 
Rechtsvorschriften 

 

   
(1) Zur Verwirklichung der in §§ 3 Satz 1, 16a Abs. 1 und 
16b Abs. 1 bezeichneten Anforderungen wird die oberste 
Bauaufsichtsbehörde ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
Vorschriften zu erlassen über 

(1) Zur Verwirklichung der in §§ 3 Satz 1, 16a Abs. 1 und 
16b Abs. 1 bezeichneten Anforderungen wird die oberste 
Bauaufsichtsbehörde ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
Vorschriften zu erlassen über 

 

1. die nähere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der 
§§ 4 bis 48, 

1. die nähere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der 
§§ 4 bis 48, 

 

2. .Anforderungen an Feuerungsanlagen (§ 42), 2. .Anforderungen an Feuerungsanlagen, sonstige 
Anlagen zur Wärmeerzeugung und 
Energiebereitstellung (§ 42), 

Zur Klarstellung über die möglichen Regelungsinhalte der 
Feuerungsverordnung wird die Ermächtigungsgrundlage 
auf die in § 42 (neu) genannten Anlagen ausgeweitet. 

   

(5) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird ermächtigt,  
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass die 
Anforderungen der aufgrund des § 31 des Gesetzes über 
überwachungsbedürftige Anlagen (ÜAnlG) und des § 49 Abs. 
4 des Energiewirtschaftsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen entsprechend für Anlagen gelten, die 
weder gewerblichen noch wirtschaftlichen Zwecken dienen 
und in deren Gefahrenbereich auch keine Arbeitnehmer 
beschäftigt werden. 2Sie kann auch die 
Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen für anwendbar 
erklären oder selbst das Verfahren bestimmen sowie 
Zuständigkeiten und Gebühren regeln. 3Dabei kann sie 
auch vorschreiben, dass danach zu erteilende Erlaubnisse 
die Baugenehmigung oder die Zustimmung nach § 77 
einschließlich der zugehörigen Abweichungen einschließen 

(5) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird ermächtigt,  
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass die 
Anforderungen der aufgrund des § 31 des Gesetzes über 
überwachungsbedürftige Anlagen (ÜAnlG) vom 27. Juli 2021 
(BGBl. I  S. 3146, 3162) in der jeweils geltenden Fassung 
erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend für Anlagen 
gelten, die weder gewerblichen noch wirtschaftlichen 
Zwecken dienen und in deren Gefahrenbereich auch keine 
Arbeitnehmer beschäftigt werden. 2Sie kann auch die 
Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen für anwendbar 
erklären oder selbst das Verfahren bestimmen sowie 
Zuständigkeiten und Gebühren regeln. 3Dabei kann sie 
auch vorschreiben, dass danach zu erteilende Erlaubnisse 
die Baugenehmigung oder die Zustimmung nach § 77 
einschließlich der zugehörigen Abweichungen einschließen 

Aus rechtsförmlichen Gründen wird die Fundstelle des 
Gesetzes über überwachungsbedürftige Anlagen 
eingefügt. 
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sowie dass § 27 Abs. 5 ÜAnlG insoweit Anwendung findet. 
 

sowie dass § 27 Abs. 5 ÜAnlG insoweit Anwendung findet. 
 

 


